
 

Stellungnahme

 

zu

 

den

 

Folgen

 

der

 

strukturellen

 

Kürzungen

 

in

 

der

 

ambulanten

 

Psychotherapie

 

für

 

Menschen

 

mit

 

Traumafolgestörungen

 
 

Die

 

schon

 

erfolgten

 

und

 

noch

 

geplanten

 

Honorarkürzungen

 

und

 

Budgetierungsmaßnahmen

 

im

 

Bereich

 

der

 

ambulanten

 

Psychotherapie

 

gefährden
 

die
 

Versorgung

 

von

 

Menschen

 

mit

 

Posttraumatischer

 

Belastungsstörung
 

(PTBS),
 

Komplexer

 

PTBS

 

und

 

Dissoziativen

 

Störungen

 

in

 

besonderem
 

Maße.
 

Diese
 

Patient:
innengruppe

 

weist

 

einen

 

hohen,

 

oft

 

längerfristigen
 

Behandlungsbedarf
 

auf.
 

 

Komplex
 
traumatisierte

 
Menschen

 
benötigen

 
meist

 
längere

 
Stabilisierungsphasen und 

einen
 

besonders
 

sorgfältigen
 

Beziehungsaufbau
 

zu
 

Beginn der Therapie. Meist 
kommen

 
komorbide

 
Störungen

 
wie

 
Depressionen,

 
Angststörungen, 

Suchterkrankungen
 

und
 

chronische
 

Schmerzstörungen
 

hinzu,
 

sodass die 
Therapiekontingente

 
auch

 
schon

 
jetzt

 
häufig

 
nicht

 
ausreichen

 
und

 
ein

 
Mangel an 

qualifizierten
 

traumatherapeutischen
 

Behandlungsplätzen
 

besteht.
 

Gleichzeitig 
verursacht

 
diese

 
Patient:innengruppe

 
vor

 
allem

 
dann,

 
wenn

 
keine

 
leitliniengerechte 

psychotherapeutische
 

Behandlung
 

erfolgt,
 

hohe
 

Folgekosten
 

im Gesundheitssystem, 
z.B.

 
für

 
stationäre

 
Aufenthalte

 
und

 
Medikamente

 
sowie

 
durch häufige 

Krankschreibungen
 

und
 

Frühberentungen.
 

 

Im
 
Gesetzentwurf

 
wird

 
darauf

 
hingewiesen,

 
dass

 
Auswirkungen

 
der

 
Budgetierung auf 

Versorgungsumfänge
 

und
 

Ressourcen
 

nicht
 

auszuschließen
 

sind. Vielmehr wird es mit 
Sicherheit

 
starke

 
Auswirkungen

 
auf

 
die

 
Versorgung

 
geben: Als Folge der geplanten 

Budgetierung
 

sind
 

verlängerte
 

Wartezeiten
 

auf
 

psychotherapeutische 
Behandlungsplätze,

 
eine

 
schlechtere

 
ambulante

 
Versorgung und in diesem 

Zusammenhang
 

vermehrte
 

Krankenhausbehandlungen, Rehabilitation, 
Arbeitsunfähigkeit

 
und

 
Erwerbsminderungsrenten zu erwarten. Dadurch verringern 

sich
 

letztlich
 

die
 

Möglichkeiten der beruflichen und sozialen Teilhabe traumatisierter 
Menschen.

 
Eine Einschränkung psychotherapeutischer Versorgung ist somit weder 

gesundheitspolitisch noch volkswirtschaftlich sinnvoll und verschlechtert die 
Lebenssituation einer besonders vulnerablen Patient:innengruppe erheblich. 
 
Wir fordern deshalb, die extrabudgetäre Vergütung der psychotherapeutischen 
Leistungen beizubehalten, die schon erfolgten Honorarkürzungen zurückzunehmen

 und  auf  die  geplante  Budgetierung  wie  auch  auf  weitere  Honorarkürzungen
 

zu
 verzichten.  Die  flächendeckende  Sicherung  einer  adäquaten

 
psychotherapeutischen

 Versorgung  von  Menschen  mit  PTBS,  Komplexer
 

PTBS
 

und
 

Dissoziativen
 

Störungen
 als  Patient:innengruppen  mit  besonderem

 
Versorgungsbedarf

 
braucht

 
dabei

 
eine

 besondere  Berücksichtigung.
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